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Betr^ Wahlordnung der Technischen Hochschule Darmstadt
Bezugs Ihre Berichte vom 20.2. und 22.3.1979, Az.: I B-10-7-2 
Anlg.: - 1 -

Gemäß § 19 Abs. 3 Satz 2 des Hochschulgesetzes (HHG) vom 6.6.1978 
(GVB1. I S. 319)* zuletzt geändert durch das Gesetz vom II.7 .I978 
(GVB1. I S. 470)^erlasse ich anstelle des Konvents der Technischen 
Hochschule Darmstadt die in der Anlage beigefügte Wahlordnung der 

0  Technischen Hochschule Darmstadt. Die nach § 21 Abs. 1 Hr. £  HHG 
notwendige Genehmigung gilt damit zugleich als erteilt.

Die sofortige Vollziehung wird im öffentlichen Interesse angeordnet 
(§ 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO).

Begründung:

Kit Erlaß vom 7.3*1979 - V A 3 - 410/03 (2) - 190 - habe ich gemäß 
§ 19 Abs. 3 Satz 1 HHG angeordnet, daß der Konvent der Technischen 
Hochschule Darmstadt spätestens bis zum 23. März 1979 eine Änderung 
der Wahlordnung beschließt, die die Briefwähl für die Wahlen zum
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Konvent bis zu diesem Zeitpunkt li 1  f ßelest’ hätte der
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der April-Ausgabe meines Amtsblattes ^ ° rdnunE noch in 
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II.

1. Ich gehe davon aus, daß folgende Vorschriften des HHG 
und des HUG, die in der Wahlordnung nicht erwähnt sind, 
unmittelbar angewendet werden:
a) § 14 Abs. 2 Satz 6 HHG (Entscheidung des Präsidenten 

über das Stimmrecht der sonstigen Mitarbeiter vor 
Aufstellung des WahlVorschlages).

t>) § 2 7  Abs. 1 Satz 6 HUG (längere zeitliche Verbindung 
der Studentenvertreter im Direktorium zu den wissen- 
schaftlichen Zentren).

2 . Zusätzlich weise ich auf folgenden Punkt hin:
Zu § 2 Abs. 1 der Wahlordnung: Nach § 1 5 Abs. 1 Satz 1 
HHG werden die Vert-reter der Mitgliedergruppen in den 
zentralen Kollegialorganen und dem Eachbereichsrat nach 
den Grundsätzen der personalisierten Verhältniswahl ge­
wählt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. Das 
Universitätsgesetz enthält für die Wahlen zum Konvent mit 
Ausnahme der Wahlen zum Konvent der Gesamthochschule 
Kassel (§ 52 Abs. 2 HUG) eine derartige andere Bestimmung 
das Adjektiv "personalisiert" taucht nämlich dort nicht 
mehr auf. Die Wahlordnung wird § 15 Abs. 1 Satz 1 HHG 
nicht gerecht. Im § 2 Abs. 1 wird zwar darauf hingewiesen 
daß die Gruppenvertreter nach den Grundsätzen einer mit 
der Möglichkeit der Persönlichkeitswahl verbundenen Ver­
hältniswahl gewählt werden. Praktische Schlußfolgerungen 
werden jedoch aus diesem Grundsatz nicht gezogen. Dieser 
wird vielmehr durch den nachfolgenden Absatz, in dem das 
Adjektiv "personalisiert" weggelassen worden ist, wieder 
aufgehoben.

Im § 14 Abs. 1 der Wahlordnung, aus dem die Zulässigkeit 
von Einerlisten folgt, genügt nicht den Anforderungen des 
neuen Wahlsystems, wenn es im übrigen bei der Wahl nach 
strenggebundenen Listen verbleibt.
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Die Kennzeichnung des WahlSystems als personalisierte 
Verhältniswahl bringt zum Ausdruck, daß das System der 
Verhältniswahl mit Elementen der Personenwahl zu ver­
binden ist. Im Hinblick auf diese Verbindung muß ge­
währleistet werden, daß der Wähler mit der Stimmabgabe 
auch die Wahl bestimmter einzelner Personen beeinflussen 
kann. Eine Verhältniswahl mit strenggebundenen starren 
Listen genügt diesen Erfordernissen nicht. Auch durch 
die Zulassung von Einerlisten wird nicht gewährleistet, 
daß mit der Stimmabgabe auch auf die Personenauswahl eines 
Listenkandidaten Einfluß genommen werden kann. Sofern zur 
Einzelkandidatur keine Bereitschaft besteht, wird die Ver­
hältniswahl ausschließlich mit strenggebundenen Listen und 
somit nicht personalisiert durchgeführt. Aber auch im 
Palle von Einzelkandidaturen wird den Anforderungen der 
personalisierten Verhältniswahl durch die Zulassung von 
Einerlisten nicht Genüge getan, da dem Wähler, der der 
politischen Dichtung einer bestimmten Liste nahesteht, keii 
Möglichkeit bleibt, auf die Wahl einer bestimmten Einzel­
person Einfluß zu nehmen. Seine Stimmabgabe kommt der List 
in der von der Gruppierung beschlossenen Zusammensetzung z 
gute, sie darf nicht einem bestimmten Listenkandidaten zu­
gerechnet werden.

Eine gesetzeskonforme Personalisierung der Verhältniswahl 
enthält § 16 der Wahlordnung für die Wahlen zum Konvent 
und den Pachbereishräten der Gesamthochschule Kassel vom 
12.7*1978 (ABI. S. 824), der vorsieht, daß die Stimmabgabe 
entweder durch Ankreuzen der Liste als solcher oder durch 
Ankreuzen der Namen der Bewerber erfolgt. Leider hat sich 
der Konvent der Technischen Hochschule Darmstadt nicht für 
eine derartige oder ähnliche Regelung entscheiden können.

Gleichwohl halte ich es mit dem Grundsatz der Verhältnis­
mäßigkeit nicht für vereinbar, den Erlaß und die Ge­
nehmigung der ganzen Wahlordnung an diesem strittigen 
Punkte scheitern zu lassen, da wie erwähnt der Konvent der
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Technische Hochschule Darmstadt nicht nach dem neuen 
Wahlsystem gewählt wird und da auch hei den Wahlen zu 
den Fachbereichsräten nach praktischen Erfahrungen 
vielfach Mehrheitswahlen stattfinden. Da nach § 24 Abs. 3 
HUG in der Fassung vom 6.6.1978 auf besetzte Professoren- 
s e en abgestellt wird, wird sich zudem voraussichtlich

ner Reihe von Fachbereichen in der Gruppe der Profes- 
soren eine Wahl erübrigen.

Im Hinblick darauf, daß es sich bei dem Begriff der perso­
nalisierten Verhältniswahl nicht um einen gesetzlich ge- 
nau fixierten Sechtsbegriff handelt, kann man schließlich 
auch die Auffassung vertreten, die Einführung des neuen 

f Verhaltniswahlrechts benötige insbesondere bei großen Uni- 
versitaten eine längere als durch § 83 HHG zugelassene Zeit 
für abgewogene Lösungen und sorgfältige Vorbereitung.

III.

Gemäß § 21 Abs. 3 HHG fordere ich den Konvent auf, recht­
zeitig vor den übernächsten allgemeinen Wahlen an der Tech­
nischen Hochschule Darmstadt die Wahlordnung wie folgt zu 
ergänzen bzw. zu ändern und mir zur Genehmigung vorzulegen:

Die unter Abschnitt II Nr. 1 erwähnten gesetzlichen Vor­
schriften sind in die Wahlordnung aufzunehmen; dabei ist 
das Verfahren hinsichtlich der-Entscheidung des Präsi­
denten nach § 14 Abs. 2 Satz 6 HHG zu regeln (§ 21 Abs. 3

2 . Es sind Bestimmungen über die personalisierte Verhältnis­
wahl m  die Wahlordnung einzufügen. Dabei muß eine Lösung 
gefunden werden, welche dem Wähler den gesetzlich vorge­
schriebenen personellen Einfluß ermöglicht (§ 21 Abs ö 
Satz 2 HHG).
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Die hessischen Hochschulen sollten sich untere! 
abstimmen und von den Erfahrungen der Gesamthoc 
Kassel ggf • auch von den Erfahrungen der Hochsc 
in anderen Bundesländern profitieren. Am Ende d 
Semesters 1979 werde ich zu einer ersten Bespre 
dieser Angelegenheit einladen.
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Rechtsmittelbelehrung;

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Mona 
Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Darmst 
schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsb 
der Geschäftsstelle erhoben werden. Die Klage m 
Kläger, den Beklagten und den Streitgegenstand 
Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
gründung dienenden Tatsachen und Beweismittel s 
gegeben werden. Dieser Bescheid soll in Urschri 
Abschrift beigefügt werden.

c~

(Krollmann)


